
gemeinschaftlichen Vermögens der Ehegatten in der Re­
gel einen größeren Wert darstellen. Für das vorliegende 
Verfahren hätte die Feststellung, daß der Verklagte 
gemäß §15 Abs. 2 FGB nicht allein über das Wochen­
endhaus verfügen konnte, ausgereicht, um der Klägerin 
mit der einstweiligen Anordnung die Mitbenutzung zu 
sichern.
Im übrigen drängt sich bei dem vorliegenden Sach­
verhalt die Frage auf, ob die Veräußerung des Wochen­
endhauses ap, den Bruder des Verklagten — selbst wenn 
die Rechtslage nicht nach §15 Abs. 2 FGB zu beurtei­
len wäre — gemäß § 15 Abs. 1 Satz 2 überhaupt rechts­
wirksam gewesen wäre (vgl. W. S e i f e r t ,  „Die ge­
genseitige -Vertretung der Ehegatten nach dem FGB“, 
NJ 1972 S. 415). Der Bruder kannte die Familienver­
hältnisse und wußte, daß die Klägerin mit einem Ver­
kauf nicht einverstanden war. Demzufolge hatte der 
Verklagte entgegen seinen Darlegungen auch keinen 
beachtlichen Grund, sich dem Anliegen der Klägerin, 
ihr die Mitbenutzung des Wochenendhauses zu ermög­
lichen, unter Hinweis darauf zu verschließen, inzwi­
schen sei sein Bruder Eigentümer geworden.
Das Bezirksgericht hat seine Entscheidung mit der bo­
denrechtlichen Erwägung begründet, die alleinige Ver­
fügungsmöglichkeit durch den Verklagten ergebe sich, 
weil die Prozeßparteien nicht Eigentümer des Bodens 
seien. Es soll hier im Hinblick auf das am 1. Januar 
1976 in Kraft getretene ZGB nicht darauf eingegangen 
werden, daß diese Ansicht auch nach bisherigem Recht 
bei dem unaufgeklärten Sachverhalt fragwürdig war. 
Je nach den Eigentumsverhältnissen und der Art des 
Wochenendhauses und seiner Verbindung mit dem Bo­
den war sein Verkauf u. U. nach den Bestimmungen 
des BGB gar nicht möglich (vgl. dazu OG, Urteil vom 
21. November 1967 - 2 Zz 22/67 - [NJ 1968 S. 3181; 
BG Schwerin, Urteil vom 17. Februar 1970 — BCB 
38/69 - '[NJ 1970 S. 405]).
In der vorstehenden Kassationsentscheidung ist die 
Möglichkeit genutzt worden, die sozialistische Boden­
politik und die ihr entsprechenden gesetzlichen Bestim­
mungen i. V. m. § 15 Abs. 2 FGB zu betrachten. Als 
Beispiel wurde die Verleihung von Nutzungsrechten 
an volkseigenem Boden an Bürger gewählt. Dieses im 
Gesetz über die Verleihung von Nutzungsrechten an 
volkseigenen Grundstücken vom 14. Dezember 1970 
(GBl. I S. 372) geregelte Rechtsinstitut veranschaulicht 
besonders deutlich, wie die notwendige Vergesellschaf­
tung des Bodens und die Interessen der Bürger am 
Bau von Eigenheimen und an der Sicherung und Ge­
währleistung ihres persönlichen Eigentums in Einklang 
gebracht werden, indem getrenntes Eigentum am Bo­
den und am Haus gewährleistet wird. Dieser recht­
lichen Entwicklung entspricht auch die in § 15 Abs. 2 
FGB getroffene Regelung, worauf im Kassationsurteil 
in Übereinstimmung mit dem FGB-Kommentar hinge­
wiesen wird.
Mit den §§ 287 bis 290 ZGB werden die wesentlichen 
Bestimmungen der Verleihung von Nutzungsrechten an 
volkseigenen Grundstücken beibehalten und vervoll­
kommnet.
Die Verleihung von Nutzungsrechten an Grundstücken 
zum Bau von Wochenendhäusern war bisher selten und 
wird nach der gegenwärtigen Orientierung auch wei­
terhin die Ausnahme bleiben. Vermutlich hatten die 
Prozeßparteien, sofern das Wochenendhaus auf volks­
eigenem Boden errichtet worden war, ein vertragliches 
Nutzungsrecht. Mit dem ZGB wurde die bisherige Ent­
wicklung der boden- und eigentumsrechtlichen Proble­
matik entsprechend der Aufgabenstellung des V I I I .  Par­
teitages im Interesse der Bürger konsequent fortge- 
führt. Nach § 296 Abs. 1 ZGB sind alle Wochenendhäu­

ser und ähnliche Bauten unabhängig vom Eigentum am 
Boden Eigentum des Nutzungsberechtigten, für das die 
Bestimmungen über bewegliche Sachen entsprechend 
gelten, soweit ein vertragliches Nutzungsrecht vor­
liegt.
Abschließend ist darauf hinzuweisen, daß sich nach 
§ 296 Abs. 2 ZGB der Verkauf des Wochenendhauses 
auf Grund eines schriftlichen Vertrags und in enger 
Verbindung mit der Übertragung des Nutzungsrechts 
vollziehen muß. Ohne Genehmigung der Übertragung 
des Nutzungsrechts durch das örtliche Organ kommt 
auch kein wirksamer Verkauf des Wochenendhauses 
zustande. Damit zeigt sich zugleich, daß die neue Rege­
lung auch aus familienrechtlicher Sicht zu einer grö­
ßeren Rechtssicherheit für die Bürger führt.

Dt. Ursula R o h d e ,
Richter am Obersten Gericht

§§ 13 Abs. 1, 39 FGB.
Die einem Ehegatten nach Scheidung der Ehe gewährte 
Nachzahlung einer Invalidenrente ist in Höhe des Be­
trags, der für die Zeit der bestehenden Ehe gezahlt wor­
den ist, bei der Verteilung des gemeinschaftlichen 
Eigentums und Vermögens zu berücksichtigen.
BG Cottbus, Urteil vom 17. Februar 1975 — 003 BF 18/75.

Die Ehe der Parteien ist seit dem 5. März 1974 rechts­
kräftig geschieden. Die Klägerin hat danach die gericht­
liche Teilung des gemeinschaftlichen Eigentums und 
Vermögens der Parteien beantragt.
Das Kreisgericht hat den Verklagten, der mehr Sach­
werte erhielt, verurteilt, an die Klägerin einen Betrag 
in Höhe von 1 950 M zu zahlen. Bei der Verpflichtung 
zur Zahlung dieses Betrags ist das Kreisgericht davon 
'ausgegangen, daß eine an die Klägerin nach Rechtskraft 
der Ehescheidung erfolgte Rentennachzahlung, die sie 
auf Grund eines rückwirkend ab 1. April 1972 zuerkann­
ten Anspruchs auf Invalidenrente erhalten hat, nicht 
der Teilung unterliege und daher außer Betracht bleiben 
müsse.
Gegen diese Entscheidung hat der Verklagte Berufung 
eingelegt und folgendes vorgetragen: Entscheidend für 
die Vermögensbildung sei der Zeitpunkt des Entstehens 
des Rentenanspruchs und nicht der der Rentenauszah­
lung. Durch die Auszahlung sei gemeinschaftliches Ver­
mögen in Höhe des Betrags entstanden, den die Klä­
gerin für die Zeit vom 1. April 1972 bis zur Rechtskraft 
der Scheidung am 5. März 1974 erhalten habe. Diesen 
Betrag von 5 000 M müsse sie sich anrechnen lassen. Ihr 
stehe daher ein Anspruch auf Zahlung des Differenz­
betrags nicht zu.
Die Berufung ist begründet.

Aus d e n G r ü n d e n :

Das Kreisgericht vertritt in seiner Entscheidung die 
Auffassung, daß die an die Klägerin nach der Eheschei­
dung gezahlte Invalidenrente ihr persönliches Eigentum 
und somit bei der Teilung des gemeinschaftlichen Eigen­
tums nicht zu berücksichtigen sei. Diese Auffassung ist 
fehlerhaft.
Invaliden- und Altersrenten werden zur Bestreitung 
des Lebensunterhalts des Berechtigten gezahlt Aus 
diesem Grunde sind diese Renten dem Arbeitseinkom­
men gleichgestellt. Anders dagegen ist es z. B. bei Un­
fallrenten oder Zahlung einer GeMrente wegen rechts­
widriger Schadenszufügung, da hier ein ganz persön­
licher Anspruch vorliegt. Bei der Klägerin handelt es 
sich jedoch uim eine Rentennachzahlung infolge einge­
tretener Invalidität. Diese Nachzahlung erfolgte zwar 
erst nach der rechtskräftigen Ehescheidung, aber für 
die Zeit in der die Ehe noch bestand und der Verklagte
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